
5. Erklärung der niedersächsischen Kliniken für Psychiatrie und 
Psychosomatik zur PPP-RL 

Die niedersächsischen Kliniken für Psychiatrie und Psychosomatik treten gemeinsam dafür ein, 
dass Personalvorgaben die Versorgung von Patientinnen und Patienten verbessern und nicht 
durch Sanktionen, starre Vorgaben und Leistungsabbau gefährden. 

Die Kliniken unterstützen ausdrücklich das Ziel, durch eine angemessene Personalausstattung die 
Qualität, Sicherheit und Patientenorientierung der Versorgung zu stärken. In ihrer derzeitigen 
Ausgestaltung gefährdet aber die Richtlinie des Gemeinsamen Bundesausschusses (G-BA) zur 
Personalausstattung in Psychiatrie und Psychosomatik (PPP-RL) dieses Ziel jedoch erheblich. 

Mit dem seit diesem Jahr vollumfänglich wirksam werdenden Sanktionsmechanismus bei 
Nichteinhaltung der Personalvorgaben der PPP-RL setzt der G-BA ein ordnungs- und 
versorgungspolitisch problematisches Signal. Krankenhäuser werden für den bundesweit anerkannten 
Fachkräftemangel sanktioniert, den sie weder verursacht haben noch kurzfristig selbst beeinflussen 
können.  

Die vorgesehenen Vergütungsabschläge entziehen den Kliniken finanzielle Mittel, die dringend benötigt 
werden, um Personal zu gewinnen,  zu binden und um bestehende Versorgungsangebote 
aufrechtzuerhalten. In der Praxis führt dies dazu, dass Einrichtungen gezwungen sind, 
Behandlungsangebote einzuschränken und  Betten zu schließen oder Leistungen zu reduzieren, 
um formale Vorgaben der PPP-RL einzuhalten und damit Sanktionen zu vermeiden. Diese Maßnahmen 
bewirken jedoch keine Qualitätsverbesserung, sondern eine Verknappung der 
Versorgungskapazitäten und damit eine Verschlechterung der Versorgungssituation für Patientinnen 
und Patienten, etwa durch längere Wartezeiten, eingeschränkte Zugänge, notwendige Verlegungen 
oder frühzeitige Entlassungen. Langfristig sind gerade diejenigen besonders betroffen, die auf eine 
kontinuierliche, verlässliche psychiatrische Versorgung angewiesen sind. Eine Reduktion von 
Behandlungskapazitäten bei gleichzeitig steigenden Bedarfen ist versorgungspolitisch nicht vertretbar. 

Hinzu kommt, dass für die in der PPP-RL festgelegten Personalvorgaben eine hinreichend belastbare 
wissenschaftliche Evidenz fehlt. Ein empirisch gesicherter Zusammenhang zwischen den 
vorgegebenen Personalzahlen und einer nachweislichen Verbesserung der Versorgungsqualität ist 
nicht belegt. Zudem berücksichtigen die starren Vorgaben der Richtlinie nicht die tatsächlichen und 
individuellen Bedarfe der Patientinnen und Patienten, da unterschiedliche Therapiekonzepte, 
Behandlungsintensitäten, Versorgungssettings und multiprofessionelle Teamstrukturen nur 
unzureichend abgebildet werden. Eine pauschale Mindestpersonalausstattung wird der Komplexität 
psychiatrischer und psychosomatischer Versorgung nicht gerecht. 

Besonders gravierend sind die Auswirkungen der PPP-RL für kleinere Einrichtungen, insbesondere 
Tageskliniken. Diese übernehmen eine zentrale Rolle in der wohnortnahen, niedrigschwelligen und 
sektorenübergreifenden Versorgung, verfügen jedoch über begrenzte personelle und wirtschaftliche 
Spielräume. Die aktuellen Vorgaben und Sanktionen stellen für viele dieser Einrichtungen eine 
existenzielle Bedrohung dar. Schließungen oder Angebotsreduktionen haben unmittelbare Folgen für 
die regionale Versorgung und würden die in den letzten Jahrzehnten aufgebauten wohnortnahen 
Behandlungsangebote erheblich einschränken. Das ist unbedingt zu verhindern! 

Die PPP-RL steht in ihrer jetzigen Form auch im Widerspruch zu gesundheitspolitischen Zielen wie der 
Stärkung ambulanter und teilstationärer Versorgungsformen sowie der Sicherung gleichwertiger 
Lebensverhältnisse. Anstatt Versorgung zu stabilisieren, droht sie Versorgungsabbau und regionale 
Ungleichheiten zu verschärfen. 

Die niedersächsischen Kliniken für Psychiatrie und Psychosomatik fordern daher dringend politisches 
Handeln. Erforderlich sind insbesondere ein Moratorium bzw. ein sofortiges Aussetzen der 
Sanktionsregelungen, praxistaugliche Übergangs- und Ausnahmeregelungen sowie eine 
grundlegende Überarbeitung der PPP-RL auf Basis wissenschaftlicher Evidenz, tatsächlicher 
Patientenbedarfe und regionaler Versorgungsrealitäten.   



Eine nachhaltige Verbesserung der Personalausstattung kann nur durch realistische Vorgaben, 
verlässliche Finanzierung und ausreichende Flexibilität erreicht werden. Solange diese 
Voraussetzungen nicht erfüllt sind, verschärfen Sanktionen die bestehenden Versorgungsprobleme – 
zu Lasten der Patientinnen und Patienten. 


